
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Muchitsch, Wöginger 

und Kolleginnen und Kollegen 

zur Regierungsvorlage 1767 der Beilagen betreffend ein Pensionsanpassungsgesetz 2018 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesentwurf wird wie folgt geändert: 

Art. 1 (Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 
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a) Im § 711 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§ 108h" durch den Ausdruck ,,§ 108h Abs. 1 erster Satz und 
Abs. 2" ersetzt. 

b) Im § 711 Abs. 2 wird der Beistrich nach dem Wort "Kinderzuschüsse" durch das Wort "und" ersetzt 

und entfällt der Ausdruck "und des besonderen Steigerungsbetrages". 

c) Dem § 711 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

"Ausgenommen sind auch Pensionen, die nach § 108h Abs. 1 letzter Satz für das Kalenderjahr 2018 nicht 
anzupassen sind, sowie befristete Pensionen, deren Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2017 
endet. Als Teil des Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBI. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die pensionsbeziehende 
Person am 31. Dezember 2017 darauf Anspruch hat." 

d) Im § 711 Abs. 3 wird nach dem Ausdruck "Pensionsversicherung," der Ausdruck "die zum 
Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen," eingefügt. 

e) Dem § 711 wird folgen der Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Rechtsträger, die Leistungen nach Abs. 2 dritter Satz auszahlen, haben die Höhe dieser Leistungen 
dem zuständigen Pensionsversicherungsträger mitzuteilen. Der Pensionsversicherungsträger hat sodann 
diesen Rechtsträgem das Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 mitzuteilen." 

j) (Verfassungsbestimmung) Dem § 711 wird nach Abs. 5 (neu) folgender Abs. 6 angefügt: 

,,( 6) (Verfassungsbestimmung) Die Anpassung für das Kalenderjahr 2018 von Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBI. I Nr. 46/2014, erfasst sind, darf die Erhöhung nach Abs. 1 
unter Heranziehung des Gesamtpensionseinkommens (Abs. 2) nicht überschreiten." 

Art. 2 (Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

a) Im § 369 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§ 108h ASVG" durch den Ausdruck ,,§ 50 Abs. 1 erster Satz 
und Abs. 2" ersetzt. 

b) Im § 369 Abs. 2 wird der Beistrich nach dem Wort "Kinderzuschüsse" durch das Wort "und" ersetzt 

und entfällt der Ausdruck "und des besonderen Steigerungsbetrages". 

c) Dem § 369 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

"Ausgenommen sind auch Pensionen, die nach § 50 Abs. 1 letzter Satz für das Kalenderjahr 2018 nicht 
anzupassen sind, sowie befristete Pensionen, deren Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2017 
endet. Als Teil des Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBI. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die pensionsbeziehende 
Person am 31. Dezember 2017 darauf Anspruch hat." 

d) Im § 369 Abs. 3 wird nach dem Ausdruck "Pensionsversicherung," der Ausdruck "die zum 
Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen," eingefügt. 

e) Dem § 369 wird folgen der Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Rechtsträger, die Leistungen nach Abs. 2 dritter Satz auszahlen, haben die Höhe dieser Leistungen 
dem Versicherungsträger mitzuteilen, wenn dieser für die gesetzliche Pension leistungszuständig ist. Der 
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Versicherungsträger hat sodann diesen Rechtsträgem das Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 
mitzuteilen. " 

Art. 3 (Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

a) Im § 362 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§ 108h ASVG" durch den Ausdruck ,,§ 46 Abs. 1 erster Satz 
und Abs. 2" ersetzt. 

b) Im § 362 Abs. 2 wird der Beistrich nach dem Wort "Kinderzuschüsse" durch das Wort "und" ersetzt 
und entfällt der Ausdruck "und des besonderen Steigerungsbetrages". 

c) Dem § 362 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

"Ausgenommen sind auch Pensionen, die nach § 46 Abs. 1 letzter Satz fur das Kalenderjahr 2018 nicht 
anzupassen sind, sowie befristete Pensionen, deren Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2017 
endet. Als Teil des Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGB!. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die pensionsbeziehende 
Person am 31. Dezember 2017 darauf Anspruch hat." 

d) Im § 362 Abs. 3 wird nach dem Ausdruck "Pensionsversicherung," der Ausdruck "die zum 
Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen," eingefügt. 

e) Dem § 362 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Rechtsträger, die Leistungen nach Abs. 2 dritter Satz auszahlen, haben die Höhe dieser Leistungen 
dem Versicherungsträger mitzuteilen, wenn dieser fur die gesetzliche Pension leistungszuständig ist. Der 
Versicherungsträger hat sodann diesen Rechtsträgem das Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 
mitzuteilen. " 

Art. 4 (Änderung des Pensionsgesetzes 1965) wird wie folgt geändert: 

§ 41 Abs. 4 in der Fassung der Z 1 lautet: 

,,(4) Die in § 711 ASVG fur das Kalenderjahr 2018 festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Gesamtpensionseinkommen 
einer Person auch die Summe aller im Dezember 2017 nach dem Bundestheaterpensionsgesetz, BGB!. 
Nr. 159/1958, und dem Bundesbahn-Pensionsgesetz, BGB!. I Nr. 86/2001, gebührenden und der 
Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2018 unterliegenden Ruhe- und Versorgungsbezüge umfasst. Bei einer 
Erhöhung nach § 711 Abs. 1 Z 2 AS VG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem Ruhe- oder 
Versorgungsgenuss zuzurechnen." 

Art. 5 (Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

§ 11 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Die in § 711 ASVG fur das Kalenderjahr 2018 festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Gesamtpensionseinkommen 
einer Person auch die Summe aller im Dezember 2017 nach diesem Bundesgesetz und nach dem 
Bundesbahn-Pensionsgesetz, BGB!. I Nr. 86/2001, gebührenden und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 
2018 unterliegenden Ruhe- und Versorgungsbezüge umfasst. Bei einer Erhöhung nach § 711 Abs. 1 Z 2 
ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem Ruhe- oder Versorgungsgenuss zuzurechnen." 

Art. 6 (Änderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

§ 37 Abs. 4 in der Fassung der Z 1 lautet: 

,,(4) Die in § 711 ASVG fur das Kalenderjahr 2018 festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Gesamtpensionseinkommen 
einer Person auch die Summe aller im Dezember 2017 nach diesem Bundesgesetz und nach dem 
Bundestheaterpensionsgesetz, BGB!. Nr. 159/1958, gebührenden und der Pensionsanpassung zum 
1. Jänner 2018 unterliegenden Ruhe- und Versorgungsbezüge umfasst. Bei einer Erhöhung nach § 711 
Abs. 1 Z 2 ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem Ruhe- oder Versorgungsgenuss zuzurechnen." 
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Begründung 

Durch die vorgeschlagenen Änderungen erfolgt zum einen eine Präzisierung der Zitierung jener 
Bestimmungen, die durch die besondere Pensionsanpassung 2018 eine Modifizierung erfahren, und zum 
anderen eine KlarsteIlung, dass Pensionen mit einem Stichtag im Kalenderjahr 2017, die erstmals mit 
I. Jänner 2019 anzupassen sind, und Pensionen, deren Befristung mit 31. Dezember 2017 abläuft, vom 

Gesamtpensionseinkommen (von dem die Erhöhung für das Jahr 2018 zu berechnen ist) ausgenommen 
sind. 

Darüber hinaus wird normiert, dass auch ein besonderer Steigerungsbetrag als Teil der Pensionsleistung 
(und damit des Gesamtpensionseinkommens) der Anpassung unterliegt. 

Außerdem soll bewirkt werden, dass "Sonderpensionen" im Süme des 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetzes, BGBI. I Nr. 46/2014, als Teil des Gesamtpensionseinkommens 
nach § 711 Abs. 2 ASVG (samt Parallelrecht) gelten. 

Zu diesem Zweck werden daher die eine solche Leistung auszahlenden Stellen die Höhe der jeweiligen 
"Sonderpension" an den in Betracht kommenden Träger der gesetzlichen Pensionsversicherung zu melden 
haben. 

Die gesetzlichen Pensionsleistungen werden für das Kalenderjahr 2018 unter Berücksichtigung des so 
ermittelten Gesamtpensionseinkommens erhöht. 

Die Träger der gesetzlichen Pensionsversicherung werden nach der vorgeschlagenen Regelung das 
Gesamtpensionseinkommen der jeweiligen eine "Sonderpension" auszahlenden Stelle zurückmelden. 

Durch eine besondere Begrenzungsregelung, die im Verfassungsrang stehen soll, wird die Anpassung der 
"Sonderpensionen" für das Kalenderjahr 2018 entsprechend der im § 711 Abs. I ASVG festgelegten 
Staffelung unter Berücksichtigung des gemeldeten Gesamtpensionseinkommens limitiert. 

Für die Bezieherlnnen eines Ruhe- oder Versorgungsbezuges im Kompetenzbereich des Bundes erfolgt die 
Erhöhung ebenfalls auf Grund der Summe aller gebührenden gesetzlichen Pensionen und Sonderpensionen. 
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